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Drei Tage nach dem Einmarsch der russischen Truppen in die Ukraine beschloss die
Bundesregierung mit Hilfe der CDU und CSU ein sogenanntes Sondervermögen von 100 Milliarden
Euro zur Aufrüstung der Bundeswehr! Zusätzlich sollen zukünftig über 2 % des BIP für
Aufrüstungsausgaben jährlich zur Verfügung stehen.

Es gibt dafür weder eine Vermögenssteuer oder -abgabe noch eine Erhöhung der Kapitalsteuern für
die Banken und Konzerne. Laut Lindner soll dies aus dem laufenden Bundeshaushalt bewältigt
werden, der noch dazu unter dem Damoklesschwert des Wiederinkrafttretens der Schuldenbremse
steht. D. h. also nichts anderes, als dass die Finanzierung mit einem gigantischen Sozialabbau, der
allein die Kolleg:innen, Rentner:innen, Jugendlichen, Geflüchteten und Frauen trifft, verbunden sein
wird. Nichts – außer ein paar Almosen in Form von einmaligen Prämien – für die Pflegekräfte in den
Kliniken, die Kolleg:innen in den Schulen, Kindertagesstätten oder Jugendfreizeitstätten, die Bus-
und Straßenbahnfahrer:innen, die Kolleg:innen im Einzelhandel, die seit über 2 Jahren trotz
Pandemie und schlechter werdenden Bedingungen alles am Laufen gehalten haben.

Aufschrei der Gewerkschaften?

Schon dies alleine hätte beim DGB und seinen Gewerkschaften zu einem sofortigen Aufschrei führen
müssen. Stattdessen Unterstützung des Regierungskurses für Sanktionen gegen Russland, bei denen
auch der DGB weiß, dass diese nicht in erster Linie die Oligarch:innen treffen werden, die hinter
Putins Kriegskurs stehen, sondern die arbeitende Bevölkerung, Arbeitslose und RentnerInnen. Dann
zarte Kritik an den 100 Milliarden Sondervermögen, die doch besser im sozialen Bereich hätten
investiert werden sollen, und gerade mal eine kritische Haltung, aber nicht Ablehnung des Ziels, den
Rüstungsetat auf über 2 % des BIP jährlich zu erhöhen.

Werneke, Chef von ver.di, die ja immer als eine sehr politische und kritische Gewerkschaft galt,
äußerte sich wenige Tage nach dem Bundestagsbeschluss in einem Interview dazu. Er nimmt hier
eine mehr als zweideutige Haltung gegenüber dem sog. Sondervermögen für Aufrüstung ein:

„Richtig ist, dass der Zustand der Bundeswehr in Teilen wirklich schlecht ist, trotz der vielen
Milliarden, die jetzt schon im System sind. Das betrifft die Ausrüstung, den Zustand von Kasernen,
aber auch die Attraktivität als Arbeitgeber. …  Ich will eine Bundeswehr, die als Verteidigungsarmee
funktioniert und die auch ein guter Arbeitgeber ist. … Eine Rechtfertigung für einen dauerhaft
höheren Militärhaushalt ergibt sich daraus für mich nicht. …“ Weiter: „Ich sehe allerdings die
dringlichsten Handlungsbedarfe nicht bei den Ausrüstungsdefiziten in der Bundeswehr. Wir stehen
in Deutschland vor der größten Flüchtlingswelle seit dem zweiten Weltkrieg.“

Erst nachdem es mehrere Beschlüsse von verschiedenen ver.di-Gremien gab, die sich gegen
Waffenlieferungen in Krisengebiete und vor allem gegen das Aufrüstungsprogramm insgesamt
richteten, wie z. B. die Resolution der ver.di-Mitgliederversammlung der Beschäftigten bei Vivantes,
Charité und Vivantes-Töchtern oder die Entschließung des geschäftsführenden Bezirksvorstandes
ver.di-Südhessen vom 13. März, lehnte der Gewerkschaftsrat in einer Resolution  „die Erhöhung der
Verteidigungsausgaben auf einen dauerhaften Anteil von zwei Prozent am Bruttoinlandsprodukt, wie
es das NATO-Ziel vorsieht“, ab. Jedoch bleibt diese bzgl. des 100 Milliarden Sondervermögens
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genauso vage wie Werneke.

Halbherzig – bestenfalls

Alles halbherzige Bekenntnisse, mit denen sich die Gewerkschaftsverantwortlichen noch stärker als
jemals zuvor den wirtschaftlichen und geopolitischen Interessen der deutschen Konzerne und
Banken mitsamt ihrer Regierung unterordnen. Dies spiegelt sich auch in der diesjährigen
Tarifpolitik: durch die Bank weg haben die Gewerkschaften bei den Tarifrunden in der
Druckindustrie, Chemie und bei den öffentlichen Banken mehrjährige Entgelttarifverträge
abgeschlossen, die alle einen Reallohnverlust für lange Zeit verankern!

Wir wissen aber, dass die Kolleginnen und Kollegen, um die Zeche für Deutschlands Wettrüsten mit
anderen Weltmächten finanzieren zu können, zahlen müssen. Die Heizungs-, Energie- und
Lebensmittelpreise werden weiter in die Höhe schnellen je länger der Krieg dauert. Obendrauf
kommen dann noch die Kosten für die Aufrüstung!

Angeblich soll damit die Sicherheit der Bundesrepublik garantiert werden. In Wirklichkeit geht es
um die Sicherung der wirtschaftlichen und geopolitischen Interessen der deutschen Banken und
Konzerne im Kampf um die Neuaufteilung der Welt.

Was tun?

Angesichts dieser höchst gefährlichen Situation kommt auf unsere Gewerkschaften eine große
Verantwortung zu! Sie verlangt von ihnen, sich eindeutig von den Beschlüssen der Bundesregierung
zu distanzieren und vor allem den Kampf dagegen aufzunehmen. Erfreulicherweise gibt es
mittlerweile sowohl in ver.di als auch in der IG-Metall Beschlüsse, die sich eindeutig gegen das
Aufrüstungsprogramm der Bundesregierung richten.

Diese Resolutionen sind wichtig und richtig, aber wir brauchen kämpferische Aktionen – wie
Demonstrationen bis hin zu Streiks. Dies wäre ein wichtiger Beitrag der deutschen Gewerkschaften
zum notwendigen Aufbau einer starken internationalen Antikriegsbewegung, die in der Lage ist,
diesen Krieg zu beenden und weitere zu verhindern!

Ein erster Schritt wären massive Protestdemonstrationen und Arbeitsniederlegungen gegen das 100
Milliarden Programm zur Aufrüstung an dem Tag, wenn die Verfassungsänderung im Parlament
diskutiert und beschlossen werden soll.


